Preußiſche Gejekjammlung 


Tag Inhalt: Seite 
16. 3. 31. Geſetz über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 199j1 15 
16. 3. 31. Ausführungsgeſetz zu 5 22 des Reichsgeſetzes über die Bereinigung der Grund bücher 16 
Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen ae in er 


Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 
c neee an, ern. 18 


(Nr. 13574.) Geſetz über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1931. Vom 
16. März 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 


N Artikel I, V und VI der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer 
(Gewerbeſteuerverordnung) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. 
S. 21), des Geſetzes über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1928 vom 
13. März 1928 (Geſetzſamml. S. 16), der Verordnung über die Regelung der Gewerbeſteuer für 
das Rechnungsjahr 1929 vom 8. Mai 1929 (Geſetzſamml. S. 47), des Geſetzes über die Regelung 
der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1930 vom 17. April 1930 (Geſetzſamml. S. 93) und 
des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungs— 
jahr 1930 vom 9. Dezember 1930 (Geſetzſamml. S. 291) gelten auch für das Rechnungsjahr 1931, 
jedoch mit folgender Anderung: 


S 5 Abf. 6 erhält folgende Faſſung: 

f (6) Der ermittelte Gewerbeertrag verkürzt ſich um die nachgewieſenen Fehlbeträge, die ſich 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags für die beiden voraufgegangenen Rechnungsjahre nach 
Abſ. 1 bis 4 ergeben haben (Gewerbeverluſt); die Kürzung findet nicht ſtatt, ſoweit der Gewerbe— 
verluſt bei der letzten Veranlagung bereits in Anrechnung gekommen iſt. 


Artikel II. 2 


81. 

Die §§ 245 d und 265 a der Reichsabgabenordnung in der Faſſung des Dritten Teiles 
Kap. IV Artikel I der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirſchaft und Finanzen 
vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. I S. 517 ff., insbeſondere S. 561, 562) finden mit der 
Maßgabe ſinngemäß Anwendung, daß 

1. im § 245 d Abſ. 1 an Stelle der Worte „einhundert Reichsmark“, 

2. im § 265 a Abſ. 1 an Stelle der Worte „zweihundert Reichsmark“ 
die Worte „fünfzig Reichsmark“ treten. 


8 2. 

(1) Sit bei einer nach dem 31. Dezember 1930 ergangenen Entſcheidung eines Gewerbe 
ſteuerberufungsausſchuſſes die Rechtsbeſchwerde für zuläſſig erklärt worden, ſo iſt ſie auch dann 
zuläſſig, wenn der Streitſache eine grundſätzliche Si ($ 265 a Abi. 1 der N 
ordnung) nicht zukommt. 
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) Sit bei einer nach dem 31. Dezember 1930 ergangenen Entſcheidung eines Gewerbe⸗ 
ſteuerberufungsausſchuſſes, in der der Wert des Streitgegenſtandes höher als 50, aber nicht höher 
als 200 Reichsmark iſt, die Rechtsbeſchwerde nicht für zuläſſig erklärt worden, ſo iſt ſie gleichwohl 
zuläſſig. Der Vorſitzende des Gewerbeſteuerberufungsausſchuſſes hat einen Beſcheid mit einer neuen 
Rechtsmittelbelehrung zu erteilen. Die Friſt für die Einlegung der Rechtsbeſchwerde beginnt mit 
der Erteilung des neuen Beſcheids ($ 231 Abſ. 1 der Reichsabgabenordnung). 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten auch für vorläufige Beſcheide, die der Vor⸗ 
ſitzende eines Gewerbeſteuerberufungsausſchuſſes erlaſſen hat. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 16. März 1931. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13575.) Ausführungsgeſetz zu § 22 des Reichsgeſetzes über die Bereinigung der Grundbücher. 
Vom 16. März 1931. f 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
(1) Eine Eintragung über ein Recht kann nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften von 
Amts wegen als gegenſtandslos gelöſcht werden. Eine Eintragung iſt gegenſtandslos: 
1. ſoweit das Recht, auf das ſie ſich bezieht, nicht beſteht und ſeine Entſtehung aus⸗ 
geſchloſſen iſt; 
2. ſoweit die Ausübung des Rechtes, auf das ſie ſich bezieht, aus tatſächlichen Gründen 
dauernd unmöglich iſt. 
(2) Zu den Rechten im Sinne des Abſ. 1 gehören auch Vormerkungen, Widerſprüche, Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen, Enteignungsvermerke und ähnliches. 


k 8.2. 

Das Grundbuchamt entſcheidet, unbeſchadet der auf Grund des § 8 ergangenen Anordnungen, 
nach freiem Ermeſſen, ob das Löſchungsverfahren einzuleiten und durchzuführen iſt; dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt unanfechtbar. 

§ 3. 

Die Löſchung erfolgt: 

a) wenn die Gegenſtandsloſigkeit der Eintragung ſich aus Tatſachen oder Rechtsverhältniſſen 
ergibt, die in einer den Anforderungen der Reichsgrundbuchordnung entſprechenden Weiſe 
feſtgeſtellt ſind; 

b) wenn dem Betroffenen eine Löſchungsankündigung zugeſtellt iſt und dieſer nicht binnen 
einer vom Grundbuchamt zugleich zu beſtimmenden Friſt Widerſpruch erhoben hat; 

c) wenn die Gegenſtandsloſigkeit der Eintragung durch einen mit Gründen zu verſehenden 
Beſchluß rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. 

§ 4. 

(1) Auf das Verfahren findet § 12 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der frei» 

willigen Gerichtsbarkeit Anwendung. 
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(2) Das Grundbuchamt kann den Beſitzer von Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuld⸗ 
briefen ſowie von Urkunden der in SS 1154, 1155 BGB. bezeichneten Art zur Vorlegung dieſer 
Urkunden anhalten. 


8 5. 

§ 16 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet auf 
die Löſchungsankündigung (§ 3 b) und den Feſtſtellungsbeſchluß ($ 3e) mit folgenden Maßgaben 
Anwendung: 

a) 88 174, 175 der Zivilprozeßordnung bleiben außer Anwendung; 

d) öffentliche Zuſtellung der Löſchungsankündigung (§ 3 b) findet nicht ſtatt; 

c) öffentliche Zuſtellung des Feſtſtellungsbeſchluſſes (§ 3 e) findet auch dann ftatt, wenn die 

Perſon des Beteiligten, dem zugeſtellt werden ſoll, unbekannt iſt. 


§ 6. 

(1) Die Beſchwerde gegen den Feſtſtellungsbeſchluß (8 71 GO.) ſowie die weitere Beſchwerde 
(878 GBO.) iſt binnen einer Friſt von zwei Wochen feit Zuſtellung des angefochtenen Beſchluſſes an 
den Beſchwerdeführer einzulegen. Das Grundbuchamt und das Beſchwerdegericht können in beſon⸗ 
deren Fällen in ihrer Entſcheidung eine längere Friſt beſtimmen. 

(2) Auf den zur Zuſtellung beſtimmten Ausfertigungen der Beſchlüſſe ſoll vermerkt werden, 
ob gegen die Entſcheidung ein Rechtsmittel zuläſſig und bei welcher Behörde, in welcher Form und 
binnen welcher Friſt es einzulegen iſt. 


87. 

(1) Das Verfahren vor dem Grundbuchamt, einſchließlich der Beurkundung von Erklärungen 
der Beteiligten, und die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgenden Löſchungen ſind gebührenfrei. Das 
Grundbuchamt kann die Gebühr für die Löſchung einem Beteiligten auferlegen, wenn dies nach 
den Umſtänden angemeſſen erſcheint. Die Auslagen fallen demjenigen zur Laſt, zu deſſen Gunſten 
die Löſchung erfolgt oder erfolgen ſoll. Das Grundbuchamt kann anordnen, daß die Auslagen nicht 
in Anſatz zu bringen ſind, wenn dies aus Billigkeitsgründen angemeſſen erſcheint. 

(2) In der Beſchwerdeinſtanz findet § 105 Abſ. 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes mit 
folgenden Maßgaben Anwendung: 

a) das Gericht beſtimmt den Wert des Beſchwerdegegenſtandes nach freiem Ermeſſen; 


b) die Gebühr des $ 105 Abſ. 3 Nr. 1 wird nur erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzuläſſig 
verworfen oder zurückgewieſen wird. 


§ 8. 
Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen, insbeſondere Grund⸗ 
ſätze für die Einleitung und Durchführung des Verfahrens aufzuſtellen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 16. März 1931. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


— e en $ un ea 2 
Dr. Grunau, ol ten. St. 12% 
R 20 


18 Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 6, ausgegeben am 17. 3. 31. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte eee 
($ 2 des Geſetzes vom 9, Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 51 vom 2. März 1931 iſt eine 
eee des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 26. Februar 
1931 über Anderungen der Satzung der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Weſtfalen in Münſter 
i. W. veröffentlicht, die am 3. März 1931 in Kraft getreten AN 


Berlin, den 5. März 1931. 
Preußiſches Miniſterium für Bi e Domänen und Forſten. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Kommunale Elektrizitätsgeſellſchaft 
m. b. H. in Fröndenberg für die Verlegung und Ableitung des Rammbachs unterhalb der 
Wehranlage des Kraftwerkes innerhalb der Gemarkungen Frohnhauſen und Warmen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 9 S. 31, ausgegeben am 28. Februar 1901. 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Februar 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Inſterburg für den Ausbau des 
Strauchmühlengrabens vom Beginn des Durchſtichs bei km 0,0 ＋ 47 bis zum Durchlaß 
in der Strauchmühlenſtraße innerhalb der Gemarkung Inſterburg 


durch das Amtsblatt 118 Regierung in Gumbinnen Nr. 9 S. 47, ausgegeben am 28. Februar 1931. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddede zur Beeubitoen Geſetzſammlung 


Jahrgang 1930 
liegt vor. Für die Jeb 1920 — 1929 ſind noch Reſtbeſtände der Einbanddecke hen. 
Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlage. 


Breis 1,50 RM zuzüglich VBerſandſpeſen. 


Von den Jahrgängen 1920—1930 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. 
Von den Hauptſachverzeichnſſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände Mich 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2, — & netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlage. 


Verlin W. 9 R. von Deiter’s Verlag, G. Shend 
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